
Zürich. Die EVP will mit 
Maja Ingold ihren Sitz im  
Nationalrat verteidigen – trotz 
der gewachsenen Konkurrenz 
in der politischen Mitte.

Für die Evangelische Volkspartei EVP 
ist die Ausgangslage für die National-
ratswahlen vom 23. Oktober spannend. 
Denn in der politischen Mitte ist die 
Luft dünner geworden. Mit den Grün-

liberalen und der 
BDP sind zwei 
weitere Parteien 
entstanden, die 
ebenfalls Wäh-
ler zwischen den 
beiden Blöcken 
ansprechen. Im 

April bekam die EVP die neue Kon-
kurrenz zu spüren. Mit 3,8 Prozent fiel 
der Stimmenanteil – für Kantonalwah-
len erstmals seit Jahren – unter die 5-
Prozent-Marke. Die neu antretende 
BDP erreichte mit 3,5 Prozent auf An-
hieb fast gleich viele Stimmen. Und die 
GLP, die zum zweiten Mal eine Liste 
stellte, zog auf 10,8 Prozent davon.

Damit die traditionsreiche, im Jahr 
1917 gegründete EVP nicht auch in 
den Nationalratswahlen an die «New-
comer» Wähleranteile verliert, setzten 
die Parteiverantwortlichen auf ihre 
bewährten Themen, vor allem auf die 
Familienpolitik. So wirbt die Partei 
etwa damit, sich für den Vaterschafts-
urlaub sowie für die Abschaffung der 
«Ehestrafe» bei den Steuern stark zu 
machen. Die EVP will national so-
gar zulegen und sich von bisher zwei 
Sitzen im Nationalrat (neben Zürich 
noch einen in Bern) auf fünf Sitze und 
somit auf Fraktionsstärke steigern.

Die EVP ist eine Listenverbindung 
mit BDP, CVP und GLP eingegangen. 
Doch dafür waren rechnerische, nicht 
programmatische Gründe ausschlag-
gebend. Die EVP hat auch die EDU 
für eine Wahlallianz angefragt, doch 
diese gab der SVP den Vorzug.

Typische Mittepartei
Wie für Mitteparteien üblich, lässt sich 
die EVP nicht einfach fassen. In gewis-
sen Themen ist sie konservativ: Zu den 
Abstimmungen über die Sterbehilfe-
Initiativen im Mai gab sie, als einzige 

Partei neben der EDU, die Ja-Parole 
heraus und lag damit weit neben der 
Volksmeinung (nur 21,6 Prozent bzw. 
15,5 Prozent stimmten mit Ja). In der 
Finanzpolitik ist die Partei eher links 
einzuordnen. So lehnte sie das Steuer-
paket ab, über das ebenfalls im Mai 
abgestimmt wurde.

Mit ihren wechselnden Positionen 
liegt die Partei, die sich selbst als «bür-
gerlich-sozial» bezeichnet, oft nahe 
bei der Volksmeinung. Die Zeitschrift 
«Beobachter» betitelte die EVP die-
sen Frühling als «wahre Volkspartei»: 
Eine breit angelegte Umfrage hatte 
ergeben, dass die EVP am häufigsten 
mit der Mehrheitsmeinung politisiert.

Entsprechend der Parteilinie sind 
auch die Spitzenkandidaten der EVP 
keine Personen, die polarisieren, son-
dern pragmatische Mittepolitiker, so 
etwa Gerhard Fischer (Platz 2), der 
Landwirt aus Bäretswil, der im letzten 
Jahr den Kantonsrat präsidiert hat. 
Oder Lisette Müller-Jaag (Platz 3) aus 
Knonau, die im Frühling aus dem Kan-
tonsrat abgewählt worden war.

Zuoberst auf der Nationalratslis-
te der EVP steht die Winterthurerin 

Maja Ingold, die als Wahlkampfloko-
motive auch für den Ständerat kan-
didiert. Sie ist 2010 für Ruedi Aesch-
bacher in den Nationalrat nachge-
rutscht. «Ich bin wirtschaftsfreundlich 
und gleichzeitig für einen starken So-
zialstaat», sagte Ingold an der Wahl-
medienkonferenz ihrer Partei, ein 
Satz, der die Mitteposition der EVP 
gut aufzeigt. �(bä)

Die traditionelle Familienpartei

anna wepfer

Weniger Autos und Motorräder, da-
für mehr Fussgänger und Velofah-
rer, mehr S-Bahnen, Trams und Bus-
se: Die Initiative «Zur Förderung des 
ÖV, Fuss- und Veloverkehrs in der 
Stadt Zürich» hat eine deutliche Um-
verteilung auf den Zürcher Strassen 
zum Ziel. Hinter dem Begehren steht 
die Umweltorganisation Umverkehr. 
Sie hat in mehreren Schweizer Städ-
ten ähnliche Initiativen eingereicht 
(siehe auch Kasten).

Die Zürcher Vorlage verlangt kon-
kret eine Änderung in der Gemein-
deordnung. Dort soll in einem neuen 
Artikel festgeschrieben werden, dass 
die Stadt Massnahmen für den Schutz 
der Bevölkerung vor negativen Aus-
wirkungen des Verkehrs ergreift. Ge-
meint sind damit vor allem Lärm und 
Luftverschmutzung ebenso wie ver-
stopfte Strassen in der Innenstadt und 
in den Wohnquartieren.

Darum soll die Stadt bei der Ver-
kehrsplanung konsequent auf ÖV und 
Langsamverkehr setzen. Zwar dürften 
auch mit der Initiative weiterhin Hoch-
leistungs- und Hauptverkehrsstrassen 
gebaut und erweitert werden. Aller-
dings müsste der motorisierte Indivi-

dualverkehr (MIV im Fachjargon) im 
Gegenzug an einem anderen Ort redu-
ziert werden. Insgesamt – und auch das 
soll künftig in der Gemeindeordnung 
stehen – dürfte der MIV-Anteil auf 
Stadtgebiet nicht mehr zunehmen.

Im Gegenteil. Denn die Initiative 
will der Stadt ein ehrgeiziges Zwi-
schenziel vorschreiben: Innert zehn 
Jahren soll der Anteil der Motorfahr-
zeuge am Gesamtverkehr sogar um 10 
Prozentpunkte zurückgehen. Öffent-
licher und Langsamverkehr müssten 
entsprechend zunehmen. Heute ge-
hen von allen in der Stadt zurückge-
legten Verkehrswegen 36 Prozent auf 
das Konto des MIV. Mit der Initiati
ve dürften es im Jahr 2021 nur noch 
26 Prozent sein. Um das zu erreichen, 
müsste die Zahl der in Zürich verkeh-
renden Privatautos und Motorräder 
um rund einen Drittel sinken.

Vielleicht mit Road Pricing?
Für den rot-grünen Stadtrat ist klar: 
Dieses Ziel ist innerhalb der Zehn-
jahresfrist nicht umzusetzen. Der oh-
nehin geplante Ausbau von ÖV und 
Velowegen reiche bei Weitem nicht, 
um die geforderte Verlagerung vom 
privaten auf den öffentlichen Verkehr 
zu erreichen. Ein MIV-Anteil von 26 

Prozent sei nur denkbar unter gros-
sem finanziellem Einsatz und mit ein-
schneidenden Massnahmen: etwa mit 
dem Abbau von Fahrspuren oder mit 
Road Pricing.

Abgesehen von dieser allzu ehr-
geizigen Vorgabe ist die Initiative 
dem Stadtrat aber durchaus sympa-
thisch. Sie renne sogar offene Türen 
ein, schreibt er in der Abstimmungs-
zeitung. Denn die Initiative decke sich 
weitgehend mit der Verkehrspolitik 
des Stadtrats sowie dem Fernziel 2000-
Watt-Gesellschaft, das bereits in der 
Gemeindeordnung steht.

Der Stadtrat spricht sich darum für 
den vom Gemeinderat ausgearbeite
ten Gegenvorschlag aus. Dieser will 
den bestehenden Artikel zur 2000-
Watt-Gesellschaft um einen Absatz 
ergänzen. Dieser soll zwar die «Bevor-
zugung des Fuss-, Velo- und öffentli-
chen Verkehrs» sowie den Schutz des 
öffentlichen Raums festschreiben, 
ohne aber konkrete Ziele zu setzen. 
Den Befürwortern der Initiative ist 
diese Formulierung zu schwammig.

Während der Stadtrat gegen die In
itiative und für den Gegenvorschlag 
ist, hat der Gemeinderat im Juni bei-
de Varianten zur Annahme empfoh-
len. Nun hat das Stimmvolk das letzte 
Wort. Von den Parteien sind SP, Grü-
ne, GLP, EVP, AL und SD für Initiati
ve und Gegenvorschlag. FDP und SVP 
sind gegen beides, die CVP ist gegen 
die Initiative und hat beim Gegenvor-
schlag Stimmfreigabe beschlossen.

Noch mehr Schub für grünen Verkehr
zürich. Um einen Drittel will die sogenannte Städte-Initiative 
den motorisierten Privatverkehr in Zürich reduzieren. Und zwar 
innert zehn Jahren. «Nicht umsetzbar», sagt der Stadtrat und wei-
belt für einen Gegenvorschlag. Abgestimmt wird diesen Sonntag.

Wähleranteil in Nationalratswahlen:

Nationalratssitze: ZH: 1 (CH: 2)
Mitgliederzahl: rund 1500
Präsident: Johannes Zollinger, 
Wädenswil

www.evpzh.ch
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Die Umweltorganisation Umver-
kehr hat es sich zum Ziel gemacht, 
in der Schweiz den öffentlichen und 
den Langsamverkehr zu fördern. Im 
Jahr 2008 hat sie in fünf Schweizer 
Städten entsprechende Initiativen 
eingereicht. Da diese jeweils einen 
ähnlichen Wortlaut haben, werde sie 
gemeinhin «Städte-Initiativen» ge-
nannt. Zürich ist die letzte Stadt, die 
über ihre Städte-Initiative abstimmt. 
In den vier anderen Städten gibt es 
bereits Entscheide:

In St. Gallen forderte die Initiati-
ve, das gesamte Verkehrswachstum 
müsse in Zukunft mit dem öffentli-
chen, sowie mit Fuss- und Velover-
kehr aufgefangen werden. Die In-
itiative wurde im März 2010 mit 59 
Prozent Ja-Stimmen gutgeheissen. In 

Basel und Luzern waren die Forde-
rungen der Initiative dieselben wie in 
Zürich (siehe Haupttext). In beiden 
Städten obsiegte aber ein vom Par-
lament ausgearbeiteter Gegenvor-
schlag, der die Anliegen der Initiati
ve zwar aufnahm, die Zielvorgabe 
aber abschwächte oder ganz kippte.

In Winterthur verlangte die Initia-
tive, den Anteil des öffentlichen und 
des Langsamverkehrs bis 2025 um 10 
Prozentpunkte zu steigern. Der vom 
Gemeinderat gutgeheissene Gegen-
vorschlag wollte eine Steigerung von 
8 Prozentpunkten. Da Umverkehr 
die Initiative zugunsten des Gegen-
vorschlags zurückzog und es kein 
Referendum gab, wurde der Gegen-
vorschlag im August ohne Volksab-
stimmung rechtsgültig.

Obschon die Städte-Initiative mit 
Ausnahme von St. Gallen also über-
all einem Gegenvorschlag unterlag, 
sprechen die Initianten von einem 
«Siegeszug». Tatsächlich hat die In
itiative mehr bewirkt als die individu-
ellen Lösungen in den fünf Städten. 
Diese haben sich nämlich im Januar 
2010 zusammengeschlossen und ge-
meinsam eine «Charta für eine nach-
haltige städtische Mobilität» unter-
zeichnet. Inzwischen haben über 50 
Städte in der Schweiz diese Charta 
ratifiziert. Aufgrund des positiven 
Echos gründeten die fünf Erstunter-
zeichnenden schliesslich die «Städte-
konferenz Mobilität», der heute 17 
Mitglieder angehören. Sie erarbeiten 
gemeinsam zukunftsträchtige Strate-
gien für den Stadtverkehr. �(awe)

Initiative trotz Niederlagen auf Erfolgskurs

In der Stadt Zürich wird über mehr Platz für Trams und Velos abgestimmt. �Bild: key 

Heitz will in den Ständerat
Zürich. Der Zürcher Anwalt Hans-
Jacob Heitz kandidiert für den Stän-
derat. Das ehemalige Parteimitglied 

von FDP, Liberalen 
und SVP tritt für die 
Gruppe parteifrei.
ch an. Als poten-
zielle Wähler hat 
der 67-Jährige Leu-
te im Auge, welche 
die «Nase voll ha-
ben vom Parteien-

knatsch». Heitz ist in Winterthur auf-
gewachsen. Von 1989 bis 1999 sass er 
im Kantonsparlament, zuerst als FDP-
Mitglied, dann als Mitglied der Libera-
len Partei. Als Mitglied der SVP kan-
didierte er 2003 für den Nationalrat.

Swiss-Re-Neubau bewilligt
Zürich. Das Projekt für den Neu-
bau des Rückversicherers Swiss Re ist 
einen Schritt weiter. Der Gemeinderat 
bewilligte gestern den Privaten Gestal-
tungsplan einstimmig. Verknüpft mit 
dem Plan ist die Parkplatzaufhebung 
am Hafen Enge. Diese 127 öffentli-
chen Parkplätze sowie rund 30 Park-
plätze an der Alfred-Escher-Strasse 
werden in die bestehende Tiefgarage 
des Mythenschlosses verlagert. �(sda)
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